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Die Trump-Administration plant, das Büro für Umweltgerechtigkeit und Bürgerrechte der US-
Umweltschutzbehörde (EPA) zu schließen und nahezu 170 Mitarbeiter in den unbezahlten
Urlaub zu schicken. Diese Entscheidung reiht sich ein in eine Reihe von Maßnahmen, die auf
eine grundlegende Neuordnung der Umweltpolitik der USA hindeuten. Während Befürworter
diese Schritte als nötige Deregulierung und Effizienzsteigerung verteidigen, sehen Kritiker
darin eine besorgniserregende Demontage eines Schutzmechanismus für benachteiligte
Bevölkerungsgruppen.

Ein Wendepunkt in der US-Umweltpolitik

Die geplante Maßnahme betrifft eine zentrale Institution, die sich mit den Folgen der
Umweltverschmutzung für einkommensschwache und Minderheitengemeinschaften befasst.
Seit seiner Einrichtung hatte das Büro die Aufgabe, Umweltgerechtigkeit als integralen
Bestandteil der amerikanischen Umweltpolitik zu etablieren. Seine Arbeit war besonders in
Regionen von Bedeutung, in denen Industriebetriebe Luft- und Wasserverschmutzung
verursachen und Gemeinden oft kaum Mittel haben, um sich dagegen zu wehren.

Mit der Schließung dieses Büros und den Entlassungen in der Umwelt- und
Naturressourcenabteilung des Justizministeriums wird eine klare politische Richtung
eingeschlagen: Die Bundesregierung zieht sich aus dem Bereich der Umweltgerechtigkeit
zurück. Dies geschieht in einem größeren Kontext, in dem auch Programme für Diversität,
Gleichberechtigung und Inklusion (DEI) in Bundesbehörden aufgelöst werden. Ein
strategischer Wandel, der die Umweltgesetzgebung der USA nachhaltig prägen wird.

Betroffene Gemeinschaften und die Gefahr wachsender Ungleichheit

Die Umweltschutzbewegung in den USA hat sich in den letzten Jahrzehnten zunehmend mit
sozialen Fragen verknüpft. Zahlreiche Studien belegen, dass insbesondere
einkommensschwache und nicht-weiße Bevölkerungsgruppen stärker unter
Umweltverschmutzung leiden. Diese Gruppen leben oft in Nähe von Kraftwerken,
Chemiefabriken oder Mülldeponien, was zu einer höheren Belastung durch
Luftverschmutzung, Wasserkontamination und gesundheitliche Risiken führt.

Das nun aufgelöste Büro hatte sich zur Aufgabe gemacht, diesen Missständen
entgegenzuwirken. Durch Untersuchungen, juristische Maßnahmen und Empfehlungen
wurden umweltschädliche Praktiken bekämpft und Unternehmen in die Verantwortung
genommen. Seine Schließung bedeutet, dass viele dieser Gemeinschaften nun auf sich allein
gestellt sind, ohne die institutionelle Unterstützung, die ihnen zuvor zur Verfügung stand.
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Die wirtschaftlichen und gesundheitlichen Folgen

Die Auswirkungen dieser Entscheidung gehen über Umweltfragen hinaus. Gesundheitskosten
in benachteiligten Regionen könnten steigen, da Krankheiten, die durch
Umweltverschmutzung verursacht oder verschärft werden, häufiger auftreten.
Atemwegserkrankungen, Herzkreislaufprobleme und eine erhöhte Krebsrate sind nur einige
der Risiken, die mit einer mangelhaften Umweltregulierung einhergehen.

Gleichzeitig könnte die wirtschaftliche Belastung durch Umweltverschmutzung zunehmen.
Gemeinden, die von schlechter Luftqualität betroffen sind, leiden oft unter
Produktivitätsverlusten, steigenden Krankheitsausfällen und sinkenden Immobilienwerten.
Die Kosten dieser Entwicklung werden letztlich von den Steuerzahlern getragen, sei es durch
steigende Gesundheitsausgaben oder sinkende wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der
betroffenen Gebiete.

Historische Parallelen und politische Konsequenzen

Die Umweltgerechtigkeitsbewegung hat in den USA eine lange Geschichte. In den 1980er
Jahren formierte sich Widerstand gegen die systematische Verlagerung umweltschädlicher
Industrien in benachteiligte Gemeinden. Unter der Clinton-Administration wurde 1994 die
Executive Order 12898 verabschiedet, die Bundesbehörden verpflichtete,
Umweltgerechtigkeit in ihre Programme zu integrieren. Die aktuelle Entscheidung der Trump-
Regierung markiert einen deutlichen Bruch mit dieser Politik und wirft die Frage auf, in
welche Richtung sich die amerikanische Umweltpolitik künftig entwickeln wird.

Für die Republikanische Partei ist die Schließung ein politischer Erfolg, der in ihrem Lager als
Abbau von „Bürokratie“ und staatlicher Regulierung gefeiert wird. Für die Demokraten und
Umweltorganisationen hingegen stellt sie einen Rückschlag dar, der den Zugang zu sauberer
Luft und sauberem Wasser für viele Amerikaner gefährdet.

Ein Signal mit globaler Tragweite

Die Vereinigten Staaten sind eine der weltweit führenden Wirtschaftsnationen und haben
eine Vorbildfunktion in der Umweltgesetzgebung. Die Entscheidung, Umweltgerechtigkeit als
politische Priorität zurückzustellen, könnte auch internationale Auswirkungen haben. Andere
Länder, die in den vergangenen Jahren Umwelt- und Klimaschutzmaßnahmen verstärkt
haben, könnten sich ermutigt fühlen, ihre eigenen Regelwerke aufzuweichen.

Besonders in der Klimapolitik zeigt sich, dass nationale Entscheidungen globale
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Konsequenzen haben. Die USA hatten sich in der Vergangenheit dazu bekannt, benachteiligte
Gemeinschaften gegen die Folgen des Klimawandels zu schützen. Die aktuellen Maßnahmen
könnten jedoch als Zeichen interpretiert werden, dass dieser Schutz nicht länger eine
Priorität ist.

Wohin führt dieser Kurs?

Die Schließung des Büros für Umweltgerechtigkeit ist nicht nur eine verwaltungstechnische
Entscheidung, sondern eine bewusste politische Weichenstellung. Sie zeigt, dass die aktuelle
Regierung bereit ist, Umwelt- und Sozialpolitik zugunsten wirtschaftlicher Deregulierung zu
opfern.

Ob dieser Kurs langfristig tragfähig ist, bleibt fraglich. Die Folgen für Umwelt, Gesundheit und
soziale Gerechtigkeit werden sich erst in den kommenden Jahren voll entfalten. Doch schon
jetzt zeichnet sich ab, dass die USA mit dieser Entscheidung einen riskanten Weg
einschlagen, dessen Konsequenzen weitreichender sein könnten als von der Regierung
erwartet.
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